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NJW 2019, 499EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs
auf Erben

Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben

AEUV Art. 267; BUrlG § 7 IV; RL 2003/88 Art. 7 I, 17; BGB § 1922 I; GRCh Art. 31 II

1. Art. 7 der RL 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4.11.2003 über be‐
stimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung und Art. 31 II GRCh sind dahin auszulegen, dass sie einer
nationalen Regelung wie der in den Ausgangsverfahren fraglichen entgegenstehen, nach der bei Be‐
endigung des Arbeitsverhältnisses durch Tod des Arbeitnehmers der von ihm gemäß diesen Bestim‐
mungen erworbene Anspruch auf vor seinem Tod nicht mehr genommenen bezahlten Jahresurlaub
untergeht, ohne dass ein Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für diesen Urlaub besteht, der im
Wege der Erbfolge auf die Rechtsnachfolger des Arbeitnehmers übergehen könnte.

2. Falls eine nationale Regelung wie die in den Ausgangsverfahren fragliche nicht im Einklang mit Art.
7 der RL 2003/88 und Art. 31 II GRCh ausgelegt werden kann, hat das mit einem Rechtsstreit zwi‐
schen dem Rechtsnachfolger eines verstorbenen Arbeitnehmers und dessen ehemaligem Arbeitgeber
befasste nationale Gericht die nationale Regelung unangewendet zu lassen und dafür Sorge zu tra‐
gen, dass der Rechtsnachfolger von dem Arbeitgeber eine finanzielle Vergütung für den von dem Ar‐
beitnehmer gemäß diesen Bestimmungen erworbenen und vor seinem Tod nicht mehr genommenen
bezahlten Jahresurlaub erhält. Diese Verpflichtung ergibt sich für das nationale Gericht aus Art. 7 der
RL 2003/88 und Art. 31 II GRCh, wenn sich in dem Rechtsstreit der Rechtsnachfolger und ein staatli‐
cher Arbeitgeber gegenüberstehen, und aus Art. 31 II GRCh, wenn sich in dem Rechtsstreit der
Rechtsnachfolger und ein privater Arbeitgeber gegenüberstehen.

EuGH, Urteil vom 6.11.2018 – C-569/16, C-570/16 (Stadt Wuppertal/Bauer; Willmeroth/Broßonn)

Zum Sachverhalt

Die Vorabentscheidungsersuchen betreffen die Auslegung von Art. 7 der RL 2003/88/EG des Europäi‐
schen Parlaments und des Rates vom 4.11.2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung
(ABl. 2003 L 299, 9) und von Art. 31 II der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Fol‐
genden: Charta).

Diese Ersuchen ergehen im Rahmen zweier Rechtsstreitigkeiten, in denen sich zum einen die Stadt
Wuppertal und Frau Maria Elisabeth Bauer (Rechtssache C-569/16) und zum anderen Herr Volker
Willmeroth als Inhaber der TWI Technische Wartung und Instandsetzung Volker Willmeroth eK und
Frau Martina Broßonn (Rechtssache C-570/16) gegenüberstehen, über die Weigerung der Stadt Wup‐
pertal und von Herrn Willmeroth, in ihrer Eigenschaft als frühere Arbeitgeber der verstorbenen Ehe‐
männer von Frau Bauer und Frau Broßonn diesen eine finanzielle Vergütung für von ihren Ehemän‐
nern nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub zu zahlen.

Frau Bauer ist alleinige Rechtsnachfolgerin ihres am 20.12.2010 verstorbenen Ehemanns, der bei der
Stadt Wuppertal beschäftigt war. Diese lehnte den Antrag von Frau Bauer auf Zahlung einer Vergütung
iHv 5857,75 Euro zur Abgeltung von 25 Tagen bezahlten Jahresurlaubs ab, die ihr Ehemann vor sei‐
nem Tod nicht genommen hatte.

Frau Broßonn ist alleinige Rechtsnachfolgerin ihres am 4.1.2013 verstorbenen Ehemanns, der seit
2003 bei Herrn Willmeroth beschäftigt und seit Juli 2012 arbeitsunfähig krank war. Herr Willmeroth
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lehnte den Antrag von Frau Broßonn auf Zahlung einer Vergütung iHv 3702,72 Euro zur Abgeltung
von 32 Tagen nicht genommenen Jahresurlaubs ab, die ihr Ehemann vor seinem Tod nicht genommen
hatte.

EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben (NJW 2019, 499)

Frau Bauer und Frau Broßonn klagten beide vor dem jeweils zuständigen ArbG auf Zahlung der be‐
treffenden Vergütungen. Diesen Klagen wurde stattgegeben. Die Berufungen der Stadt Wuppertal und
von Herrn Willmeroth gegen die erstinstanzlichen Urteile wurden vom zuständigen LAG zurückgewie‐
sen. Dagegen legten die Stadt Wuppertal und Herr Willmeroth Revision beim vorlegenden Gericht,
dem BAG, ein.

In den Vorlageentscheidungen, die in diesen beiden Rechtssachen ergangen sind, führt das vorlegen‐
de Gericht aus, der Gerichtshof habe zwar im Urteil vom 12.6.2014 (ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW
2014, 2415 – Bollacke), bereits entschieden, dass Art. 7 der RL 2003/88 dahin auszulegen sei, dass er
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten entgegenstehe, wonach der Anspruch auf
bezahlten Jahresurlaub ohne Begründung eines Abgeltungsanspruchs für nicht genommenen bezahl‐
ten Jahresurlaub untergehe, wenn das Arbeitsverhältnis durch den Tod des Arbeitnehmers ende. Es
sei jedoch fraglich, ob diese Rechtsprechung auch dann gelte, wenn eine solche finanzielle Vergütung
nach dem nationalen Recht nicht Teil der Erbmasse werde. Gemäß § 7 IV BUrlG iVm § 1922 I BGB
gehe nämlich der Anspruch des Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub mit seinem Tod unter, so
dass er weder in einen Anspruch auf eine finanzielle Vergütung umgewandelt noch Teil der Erbmasse
werden könne. Jede andere Auslegung dieser Bestimmungen wäre contra legem und komme daher
nicht in Betracht. Im Urteil vom 22.11.2011 (ECLI:EU:C:2011:761 = Slg. 2011, I-11794 = NJW 2012,
290 – KHS), habe der Gerichtshof anerkannt, dass der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub nach Ab‐
lauf von 15 Monaten seit dem Ende des Bezugsjahrs erlöschen könne, da dann der mit ihm verfolgte
Zweck, dem Arbeitnehmer Erholung zu ermöglichen und einen Zeitraum für Entspannung und Freizeit
zur Verfügung zu stellen, nicht mehr verwirklicht werden könne. Da dieser Zweck nach dem Tod des
Arbeitnehmers ebenfalls nicht mehr zu erreichen sei, fragt sich das vorlegende Gericht, ob der An‐
spruch auf bezahlten Jahresurlaub und der Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für nicht genom‐
menen bezahlten Jahresurlaub nicht auch in diesem Fall untergegangen sein könnten. Andernfalls be‐
deutete dies, dass der durch die RL 2003/88 und durch die Charta gewährleistete bezahlte Mindest‐
jahresurlaub auch den Schutz der Erben des verstorbenen Arbeitnehmers bezwecke. Außerdem sei
fraglich, ob der Arbeitgeber nach Art. 7 der RL 2003/88 oder Art. 31 II der Charta den Erben des Ar‐
beitnehmers eine finanzielle Vergütung für nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub ungeachtet
dessen zu zahlen habe, dass dies im vorliegenden Fall nach den in Rn. 15 des vorliegenden Urteils
genannten nationalen Bestimmungen ausgeschlossen sei. In der Rechtssache C-570/16 wirft das vor‐
legende Gericht unter Hinweis darauf, dass sich im Ausgangsrechtsstreit zwei Privatpersonen gegen‐
überstünden, die Frage auf, ob die genannten Vorschriften des Unionsrechts auch in einem solchen
Kontext unmittelbare Wirkung entfalten könnten.

Das BAG (NZA 2017, 207) hat daher die Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof Fragen zur Vor‐
abentscheidung vorgelegt. Nach Anhörung des Generalanwalts Yves Bot vom 29.5.2018 (BeckRS
2018, 9605) hat der EuGH wie aus den Leitsätzen ersichtlich entschieden.

Aus den Gründen
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Zu den Vorlagefragen

Zur Zulässigkeit

(Wird ausgeführt; die Ausführungen sind abrufbar unter BeckRS 2018, 27416.)

Zur Beantwortung der Fragen

Vorüberlegungen

Wie sich aus der in den Rn. 13–17 des vorliegenden Urteils angeführten Begründung der Vorlageent‐
scheidungen ergibt, in deren Licht die Frage in der Rechtssache C-569/16 und die erste Frage in der
Rechtssache C-570/16 zu betrachten sind, bestehen diese Fragen aus zwei unterschiedlichen Teilen.

Als Erstes möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 7 der RL 2003/88 und Art. 31 II der Charta
dahin auszulegen sind, dass sie einer nationalen Regelung wie der in den Ausgangsverfahren fragli‐
chen entgegenstehen, und ob nicht insoweit die vom Gerichtshof im Urteil vom 12.6.2014
(ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 – Bollacke), vorgenommene Auslegung überdacht oder dif‐
ferenziert werden sollte.

Als Zweites möchte das vorlegende Gericht für den Fall, dass der Gerichtshof an dieser Auslegung
festhält, in Erfahrung bringen, ob die genannten Bestimmungen des Unionsrechts dahin auszulegen
sind, dass sie unmittelbare Wirkung haben, so dass das nationale Gericht gezwungen wäre, eine sol‐
che nationale Regelung unangewendet zu lassen, soweit sie nicht im Einklang mit den Anforderungen
aus diesen Bestimmungen ausgelegt werden könnte.

Schließlich möchte das vorlegende Gericht mit seiner zweiten Frage in der Rechtssache C-570/16 wis‐
sen, ob eine solche, die fragliche nationale Regelung verdrängende Wirkung auch in einem Rechts‐
streit zwischen zwei Privatpersonen eintreten kann.

Daher sind zunächst der erste Teil der Frage in der Rechtssache C-569/16 und der erste Teil der ers‐
ten Frage in der Rechtssache C-570/16 zu prüfen und sodann gemeinsam, aufgrund der zwischen ih‐
nen bestehenden Verbindung, der zweite Teil dieser Fragen und die zweite Frage in der Rechtssache
C-570/16.

Zum ersten Teil der Frage in der Rechtssache C-569/16 und zum ersten Teil der ersten Frage in der
Rechtssache C-570/16

Mit dem ersten Teil seiner Frage in der Rechtssache C-569/16, der mit dem ersten Teil seiner ersten
Frage in der Rechtssache C-570/16 identisch ist, möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 7 der
RL 2003/88 und Art. 31 II der Charta dahin auszulegen sind, dass sie einer nationalen Regelung wie
der in den Ausgangsverfahren fraglichen entgegenstehen, nach der bei Beendigung des Arbeitsver‐
hältnisses durch Tod des Arbeitnehmers der von ihm gemäß diesen Bestimmungen erworbene An‐
spruch auf vor seinem Tod nicht mehr genommenen bezahlten Jahresurlaub untergeht, ohne dass ein
Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für diesen Urlaub besteht, der im Wege der Erbfolge auf die
Rechtsnachfolger des Arbeitnehmers übergehen könnte.

Zu Art. 7 der RL 2003/88 ist erstens darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof, wie das vorlegende
Gericht ausführt, im Urteil vom 12.6.2014 (ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 – Bollacke), das
in einer Rechtssache ergangen ist, die eine ähnliche Fallgestaltung wie die vorliegenden verbundenen
Rechtssachen aufwies und in der es um dieselbe nationale Regelung wie die in den Ausgangsverfah‐
ren fragliche ging, in Rn. 30 entschieden hat, dass diese Vorschrift des Unionsrechts dahin auszule‐
gen ist, dass sie einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten entgegensteht, wonach
der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub ohne Begründung eines Abgeltungsanspruchs für nicht ge‐
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nommenen Urlaub untergeht, wenn das Arbeitsverhältnis durch den Tod des Arbeitnehmers endet.

Wie den Vorlageentscheidungen und den Rn. 14–16 des vorliegenden Urteils zu entnehmen ist, hegt
das vorlegende Gericht allerdings Zweifel hinsichtlich dieser Auslegung des Gerichtshofs, und zwar im
Wesentlichen, weil der mit dem Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub verfolgte Zweck, dem Arbeitneh‐
mer Erholung zu ermöglichen und einen Zeitraum für Entspannung und Freizeit zur Verfügung zu stel‐
len, nach dem Tod des Arbeitnehmers nicht mehr verwirklicht werden könne.

Insoweit ist zunächst zu beachten, dass das Recht jedes Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub
nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs als ein besonders bedeutsamer Grundsatz des Sozi‐
alrechts der Union anzusehen ist, von dem nicht abgewichen werden darf und den die

EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben (NJW 2019, 499)

zuständigen nationalen Stellen nur in den Grenzen umsetzen dürfen, die in der RL 2003/88 selbst aus‐
drücklich gezogen werden (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 Rn. 15 – Bolla‐
cke mwN). Um sicherzustellen, dass dieses im Unionsrecht verankerte Grundrecht beachtet wird, darf
Art. 7 der RL 2003/88 zudem nicht auf Kosten der Rechte, die dem Arbeitnehmer nach dieser Richtli‐
nie zustehen, restriktiv ausgelegt werden (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415
Rn. 22 – Bollacke mwN).

Nach ständiger Rechtsprechung stellt der Anspruch auf Jahresurlaub nur einen der beiden Aspekte
des Rechts auf bezahlten Jahresurlaub als wesentlicher Grundsatz des Sozialrechts der Union dar,
denn dieses Recht umfasst auch den Anspruch auf Bezahlung. Der vom Unionsgesetzgeber ua in Art.
7 der RL 2003/88 verwendete Begriff des bezahlten Jahresurlaubs bedeutet nämlich, dass für die Dau‐
er des Jahresurlaubs im Sinne dieser Vorschrift das Entgelt für den Arbeitnehmer beizubehalten ist.
Mit anderen Worten muss der Arbeitnehmer in dieser Ruhe- und Entspannungszeit das gewöhnliche
Entgelt weiterbeziehen (EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 Rn. 20 u. 21 – Bollacke so‐
wie die dort angeführte Rechtsprechung).

Das in Art. 7 I der RL 2003/88 vorgeschriebene Urlaubsentgelt soll es dem Arbeitnehmer ermöglichen,
den Urlaub, auf den er Anspruch hat, tatsächlich zu nehmen (EuGH, ECLI:EU:C:2006:177 = Slg.
2006, I-2531 = AP Richtlinie 93/104/EG Nr. 2 = EuZW 2006, 244 = NZA 2006, 481 Rn. 49 – Robinson-
Steele ua).

Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs wird mit dem in Art. 7 der RL 2003/88 verankerten
Anspruch auf Jahresurlaub nämlich der Zweck verfolgt, es dem Arbeitnehmer zu ermöglichen, sich
zum einen von der Ausübung der ihm nach seinem Arbeitsvertrag obliegenden Aufgaben zu erholen
und zum anderen über einen Zeitraum der Entspannung und Freizeit zu verfügen (EuGH,
ECLI:EU:C:2016:576 = EuZW 2016, 666 = NZA 2016, 1067 Rn. 34 – Maschek mwN).

Indem Art. 7 II der RL 2003/88 vorsieht, dass der bezahlte Mindestjahresurlaub außer bei Beendigung
des Arbeitsverhältnisses nicht durch eine finanzielle Vergütung ersetzt werden darf, soll folglich insbe‐
sondere gewährleistet werden, dass der Arbeitnehmer über eine tatsächliche Ruhezeit verfügen kann,
damit ein wirksamer Schutz seiner Sicherheit und seiner Gesundheit gewährleistet ist (vgl. idS EuGH,
ECLI:EU:C:2006:177 = Slg. 2006, I-2531 = AP Richtlinie 93/104/EG Nr. 2 = EuZW 2006, 244 = NZA
2006, 481 Rn. 60 – Robinson-Steele ua mwN).

Endet das Arbeitsverhältnis, ist es nicht mehr möglich, den bezahlten Jahresurlaub, der dem Arbeit‐
nehmer zustand, tatsächlich zu nehmen. Um zu verhindern, dass dem Arbeitnehmer wegen dieser Un‐



30.07.19, 16*23EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben - beck-online

Seite 5 von 12https://beck-online.beck.de/Print/CurrentMagazine?vpath=bibdat…cont%5Cnjw.2019.499.1.htm&printdialogmode=CurrentDoc&x=73&y=12

44

45

46

47

48

49

50

möglichkeit jeder Genuss dieses Anspruchs, selbst in finanzieller Form, verwehrt wird, sieht Art. 7 II
der RL 2003/88 vor, dass der Arbeitnehmer Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für die nicht ge‐
nommenen Urlaubstage hat (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2009:18 = Slg. 2009, I-240 = NJW 2009, 495
Rn. 56 – Schultz-Hoff ua; EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 Rn. 17 – Bollacke sowie
EuGH, ECLI:EU:C:2016:576 = EuZW 2016, 666 = NZA 2016, 1067 Rn. 27 – Maschek).

Diese Bestimmung stellt für das Entstehen des Anspruchs auf finanzielle Vergütung keine andere Vor‐
aussetzung auf als diejenige, dass zum einen das Arbeitsverhältnis beendet ist und dass zum anderen
der Arbeitnehmer nicht den gesamten bezahlten Jahresurlaub genommen hat, auf den er bis zur Be‐
endigung des Arbeitsverhältnisses Anspruch hatte (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW
2014, 2415 Rn. 23 – Bollacke).

Der Grund für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses spielt daher für den in Art. 7 II der RL 2003/88
vorgesehenen Anspruch auf eine finanzielle Vergütung keine Rolle (vgl. idS EuGH,
ECLI:EU:C:2016:576 = EuZW 2016, 666 = NZA 2016, 1067 Rn. 28 – Maschek).

Der Tod des Arbeitnehmers hat zwar, wie das vorlegende Gericht ausführt, unvermeidlich zur Folge,
dass ihm jede tatsächliche Möglichkeit genommen ist, die Entspannungs- und Erholungszeiten wahr‐
zunehmen, die mit dem Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub, der ihm zum Zeitpunkt seines Todes zu‐
stand, verbunden sind. Doch ist nicht anzunehmen, dass dieser Umstand rückwirkend zum vollständi‐
gen Verlust des einmal erworbenen Anspruchs führt, der, wie in Rn. 39 des vorliegenden Urteils aus‐
geführt, einen zweiten Aspekt von gleicher Bedeutung umfasst, nämlich den Anspruch auf Bezahlung
(vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 Rn. 25 – Bollacke).

In diesem Zusammenhang ist ferner darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof bereits entschieden
hat, dass Art. 7 II der RL 2003/88 dahin auszulegen ist, dass ein Arbeitnehmer beim Eintritt in den Ru‐
hestand Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für bezahlten Jahresurlaub hat, den er nicht genom‐
men hat, weil er zum Beispiel aus Krankheitsgründen seine Aufgaben nicht wahrgenommen hat (vgl.
EuGH, ECLI:EU:C:2016:576 = EuZW 2016, 666 = NZA 2016, 1067 Rn. 31 u. 32 – Maschek sowie die
dort angeführte Rechtsprechung). Auch ein solcher Arbeitnehmer ist nicht in der Lage, einen Urlaub
wahrzunehmen, der als ein Zeitraum verstanden wird, der es ihm ermöglichen soll, sich im Hinblick auf
die künftige Fortführung seiner beruflichen Tätigkeit zu erholen und zu entspannen, da er grundsätz‐
lich in eine Phase der beruflichen Untätigkeit eingetreten ist und ihm daher der bezahlte Jahresurlaub
im Wesentlichen nur noch in seiner finanziellen Form konkret zugutekommt.

Im Übrigen ist der von einem Arbeitnehmer erworbene Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub – unter
seinem finanziellen Aspekt betrachtet – rein vermögensrechtlicher Natur und als solcher, da er dazu
bestimmt ist, in das Vermögen des Arbeitnehmers überzugehen, so gestaltet, dass der tatsächliche
Zugriff auf diesen vermögensrechtlichen Bestandteil des Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub die‐
sem Vermögen und in der Folge denjenigen, auf die es im Wege der Erbfolge übergehen soll, durch
den Tod des Arbeitnehmers nicht rückwirkend entzogen werden kann.

Das Erlöschen des von einem Arbeitnehmer erworbenen Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub oder
des im Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses korrelierenden Anspruchs auf Zahlung einer fi‐
nanziellen Vergütung für nicht genommenen Urlaub, ohne dass der Arbeitnehmer tatsächlich die Mög‐
lichkeit gehabt hätte, den Anspruch wahrzunehmen, würde nämlich das Recht auf bezahlten Jahresur‐
laub in seinem Wesensgehalt antasten (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2013:570 = BeckRS 2013, 81828
Rn. 32 – Überprüfung Kommission/Strack).

Daher erweist sich, wenn das Arbeitsverhältnis durch Tod des Arbeitnehmers geendet hat, ein finanzi‐
eller Ausgleich als unerlässlich, um die praktische Wirksamkeit des dem Arbeitnehmer zustehenden
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Anspruchs auf bezahlten

EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben (NJW 2019, 499)

Jahresurlaub sicherzustellen (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW 2014, 2415 Rn. 24 –
Bollacke).

Zweitens hat das Recht auf bezahlten Jahresurlaub als Grundsatz des Sozialrechts der Union nicht
nur besondere Bedeutung, sondern ist auch in Art. 31 II der Charta, der nach Art. 6 I EUV der gleiche
rechtliche Rang wie den Verträgen zukommt, ausdrücklich verbürgt (EuGH, ECLI:EU:C:2016:502 =
EuZW 2016, 599 = NZA 2016, 877 Rn. 20 – Sobczyszyn mwN).

Die in der Unionsrechtsordnung gewährleisteten Grundrechte finden in allen unionsrechtlich geregel‐
ten Fallgestaltungen Anwendung (EuGH, ECLI:EU:C:2014:2 = NZA 2014, 193 Rn. 42 – Association de
médiation sociale mwN).

Da mit der nationalen Regelung, die im Ausgangsverfahren in Rede steht, die RL 2003/88 umgesetzt
wird, findet Art. 31 II der Charta in den Ausgangsverfahren Anwendung (vgl. entspr. EuGH,
ECLI:EU:C:2014:2 = NZA 2014, 193 Rn. 43 – Association de médiation sociale).

Schon dem Wortlaut von Art. 31 II der Charta ist zu entnehmen, dass in dieser Bestimmung das
„Recht“ jeder Arbeitnehmerin und jedes Arbeitnehmers auf „bezahlten Jahresurlaub“ verankert ist.

Nach den Erläuterungen zu Art. 31 der Charta, die gem. Art. 6 I UAbs. 3 EUV und Art. 52 VII der Char‐
ta bei deren Auslegung zu berücksichtigen sind, orientiert sich Art. 31 II der Charta an der RL 93/104,
an Art. 2 der am 18.10.1961 in Turin unterzeichneten und am 3.5.1996 in Straßburg revidierten Euro‐
päischen Sozialcharta sowie an Nr. 8 der auf der Tagung des Europäischen Rates in Straßburg am
9.12.1989 verabschiedeten Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer (EuGH,
Urt. v. 19.9.2013 – C-579/12 RX-II, ECLI:EU:C:2013:570 = BeckRS 2013, 81828 Rn. 27 – Überprü‐
fung Kommission/Strack).

Wie sich aus dem ersten Erwägungsgrund der RL 2003/88 ergibt, wurde mit ihr die RL 93/104 kodifi‐
ziert. Art. 7 der RL 2003/88, der den Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub betrifft, hat denselben Wort‐
laut wie Art. 7 der RL 93/104 (EuGH, ECLI:EU:C:2013:570 = BeckRS 2013, 81828 Rn. 28 – Überprü‐
fung Kommission/Strack).

In diesem Zusammenhang ist außerdem zu beachten, dass der Gerichtshof bereits klargestellt hat,
dass der Ausdruck „bezahlter Jahresurlaub“ in Art. 7 I der RL 2003/88 ebenso wie der Ausdruck „be‐
zahlter Jahresurlaub“ in Art. 31 II der Charta bedeutet, dass das Arbeitsentgelt für die Dauer des Jah‐
resurlaubs im Sinne dieser Bestimmungen weiterzugewähren ist und dass der Arbeitnehmer mit ande‐
ren Worten für diese Ruhezeit das gewöhnliche Arbeitsentgelt erhalten muss (vgl. idS EuGH,
ECLI:EU:C:2011:588 = Slg. 2011, I-8446 = AP RL 2003/88/EG Nr. 5= NZA 2011, 1167  Rn. 18 u. 19=
NJW 2011, 3355 Ls. – Williams ua).

Wie in Rn. 39 des vorliegenden Urteils ausgeführt, stellt der Anspruch auf Jahresurlaub nur einen der
beiden Aspekte des Rechts auf bezahlten Jahresurlaub als wesentlicher Grundsatz des Sozialrechts
der Union dar, der in Art. 7 der RL 93/104 und in Art. 7 der RL 2003/88 zum Ausdruck kommt und in‐
zwischen ausdrücklich in Art. 31 II der Charta als Grundrecht verankert ist. Dieses Grundrecht umfasst
somit auch einen Anspruch auf Bezahlung und – als eng mit diesem Anspruch auf „bezahlten“ Jahres‐
urlaub verbundener Anspruch – den Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für bei Beendigung des
Arbeitsverhältnisses nicht genommenen Jahresurlaub.
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Dieser Anspruch kann nur unter Einhaltung der in Art. 52 I der Charta vorgesehenen strengen Bedin‐
gungen und insbesondere nur unter Achtung seines Wesensgehalts beschränkt werden. Folglich kön‐
nen die Mitgliedstaaten nicht von dem sich aus Art. 7 der RL 2003/88 iVm Art. 31 II der Charta erge‐
benden Grundsatz abweichen, wonach ein erworbener Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub nach Ab‐
lauf des Bezugszeitraums und/oder eines im nationalen Recht festgelegten Übertragungszeitraums
nicht erlischt, wenn der Arbeitnehmer nicht in der Lage war, seinen Urlaub zu nehmen (vgl. idS
EuGHECLI:EU:C:2017:914 = NJW 2018, 33 Rn. 56 – King).

Wie in Rn. 46 des vorliegenden Urteils ausgeführt, dürfen die Mitgliedstaaten auch nicht entscheiden,
dass die Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Tod rückwirkend zum vollständigen Verlust des
vom Arbeitnehmer erworbenen Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub führt, da dieser Anspruch über
den Urlaubsanspruch als solchen hinaus einen zweiten Aspekt von gleicher Bedeutung umfasst, näm‐
lich den Anspruch auf Bezahlung, der es rechtfertigt, dass dem Arbeitnehmer oder seinen Rechts‐
nachfolgern eine finanzielle Vergütung für bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht genomme‐
nen Jahresurlaub gewährt wird.

Art. 31 II der Charta hat daher für die in den Anwendungsbereich der Charta fallenden Sachverhalte
insbesondere zur Folge, dass die Mitgliedstaaten keine Regelung erlassen dürfen, die für den Arbeit‐
nehmer dazu führt, dass sein Tod ihm rückwirkend die zuvor erworbenen Ansprüche auf bezahlten
Jahresurlaub und damit seinen Rechtsnachfolgern die finanzielle Vergütung nimmt, die als vermögens‐
rechtliche Komponente dieser Ansprüche an deren Stelle tritt.

In Anbetracht dessen und unter Berücksichtigung der Ausführungen in den Rn. 38–50 des vorliegen‐
den Urteils ergibt sich im Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Tod des Arbeitnehmers
nicht nur aus Art. 7 II der RL 2003/88, sondern auch aus Art. 31 II der Charta, dass der Anspruch des
Arbeitnehmers auf eine finanzielle Vergütung für nicht genommenen Urlaub im Wege der Erbfolge auf
seine Rechtsnachfolger übergehen kann, da andernfalls der erworbene grundrechtlich relevante An‐
spruch auf bezahlten Jahresurlaub einschließlich seiner vermögensrechtlichen Komponente rückwir‐
kend entfallen würde.

Daher ist auf den ersten Teil der Frage in der Rechtssache C-569/16 und auf den ersten Teil der ersten
Frage in der Rechtssache C-570/16 zu antworten, dass Art. 7 der RL 2003/88 und Art. 31 II der Charta
dahin auszulegen sind, dass sie einer nationalen Regelung wie der in den Ausgangsverfahren fragli‐
chen entgegenstehen, nach der bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Tod des Arbeitneh‐
mers der von ihm gemäß diesen Bestimmungen erworbene Anspruch auf vor seinem Tod nicht mehr
genommenen bezahlten Jahresurlaub untergeht, ohne dass ein Anspruch auf eine finanzielle Vergü‐
tung für diesen Urlaub besteht, der im Wege der Erbfolge auf die Rechtsnachfolger des Arbeitnehmers
übergehen könnte.

Zum zweiten Teil der Frage in der Rechtssache C-569/16 sowie zum zweiten Teil der ersten Frage und
zur zweiten Frage in der Rechtssache C-570/16

Mit dem zweiten Teil seiner Frage in der Rechtssache C-569/16 und dem zweiten Teil seiner ersten
Frage in der Rechtssache C-570/16 möchte das vorlegende Gericht wis-

EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben (NJW 2019, 499)

sen, ob Art. 7 der RL 2003/88 und Art. 31 II der Charta in dem Fall, dass eine nationale Regelung wie
die in den Ausgangsverfahren fragliche nicht im Einklang mit ihnen ausgelegt werden kann, dahin aus‐
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zulegen sind, dass sie zur Folge haben, dass das nationale Gericht diese nationale Regelung unange‐
wendet zu lassen hat und der Rechtsnachfolger des verstorbenen Arbeitnehmers von dessen frühe‐
rem Arbeitgeber eine finanzielle Vergütung für den von dem Arbeitnehmer gemäß diesen Bestimmun‐
gen erworbenen und nicht mehr genommenen bezahlten Jahresurlaub erhalten muss. Mit seiner zwei‐
ten Frage in der Rechtssache C-570/16 möchte das vorlegende Gericht wissen, ob in diesem Fall die
genannten unionsrechtlichen Bestimmungen in einem Rechtsstreit zwischen dem Rechtsnachfolger
des verstorbenen Arbeitnehmers und dessen ehemaligem Arbeitgeber auch dann in dieser Weise aus‐
zulegen sind, wenn der Arbeitgeber eine Privatperson ist.

Vorab ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass sich die Frage, ob eine nationale Bestimmung wegen
Unvereinbarkeit mit dem Unionsrecht unangewendet bleiben muss, nur stellt, wenn keine unions‐
rechtskonforme Auslegung dieser Bestimmung möglich ist.

Die nationalen Gerichte haben bei der Anwendung des innerstaatlichen Rechts dieses so weit wie
möglich anhand des Wortlauts und des Zwecks der fraglichen Richtlinie auszulegen, um das in der
Richtlinie festgelegte Ziel zu erreichen und damit Art. 288 III AEUV nachzukommen (EuGH,
ECLI:EU:C:2012:33 = NJW 2012, 509 Rn. 24 – Dominguez mwN).

Der Grundsatz der unionsrechtskonformen Auslegung verlangt, dass die nationalen Gerichte unter Be‐
rücksichtigung des gesamten innerstaatlichen Rechts und unter Anwendung der dort anerkannten
Auslegungsmethoden alles tun, was in ihrer Zuständigkeit liegt, um die volle Wirksamkeit der fragli‐
chen Richtlinie zu gewährleisten und zu einem Ergebnis zu gelangen, das mit dem von der Richtlinie
verfolgten Ziel im Einklang steht (EuGH, ECLI:EU:C:2012:33 = NJW 2012, 509 Rn. 27 – Dominguez
mwN).

Wie der Gerichtshof entschieden hat, umfasst das Erfordernis einer unionsrechtskonformen Auslegung
ua die Verpflichtung der nationalen Gerichte, eine gefestigte Rechtsprechung gegebenenfalls abzuän‐
dern, wenn sie auf einer Auslegung des nationalen Rechts beruht, die mit den Zielen einer Richtlinie
unvereinbar ist. Folglich darf ein nationales Gericht ua nicht davon ausgehen, dass es eine nationale
Vorschrift nicht im Einklang mit dem Unionsrecht auslegen könne, nur weil sie in ständiger Rechtspre‐
chung in einem nicht mit dem Unionsrecht vereinbaren Sinne ausgelegt worden ist (EuGH,
ECLI:EU:C:2018:257 = NJW 2018, 1869 Rn. 72 u. 73 – Egenberger sowie die dort angeführte
Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall obliegt es dem vorlegenden Gericht, seiner sich aus dem Unionsrecht ergeben‐
den Pflicht nachzukommen, die darin besteht, unter Berücksichtigung der in den drei vorstehenden
Rn. des vorliegenden Urteils angeführten Grundsätze zu prüfen, ob eine unionsrechtskonforme Ausle‐
gung möglich ist.

Was nun als Erstes die Frage einer etwaigen unmittelbaren Wirkung von Art. 7 der RL 2003/88 anbe‐
langt, ergibt sich aus der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass sich der Einzelne in all
den Fällen, in denen die Bestimmungen einer Richtlinie inhaltlich unbedingt und hinreichend genau
sind, vor nationalen Gerichten gegenüber dem Staat auf diese Bestimmungen berufen kann, wenn
dieser die Richtlinie nicht fristgemäß oder nur unzulänglich in das nationale Recht umgesetzt hat
(EuGH, ECLI:EU:C:2012:33 = NJW 2012, 509 Rn. 33 – Dominguez mwN). Zudem kann der Einzelne,
wenn er sich dem Staat gegenüber auf eine Richtlinie berufen kann, dies unabhängig davon tun, ob
der Staat in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber oder als Hoheitsträger handelt. In dem einen wie dem
anderen Fall muss nämlich verhindert werden, dass der Staat aus der Nichtbeachtung des Unions‐
rechts Nutzen ziehen kann (EuGH, ECLI:EU:C:2012:33 = NJW 2012, 509 Rn. 38 – Dominguez mwN).

Aufgrund dieser Erwägungen hat der Gerichtshof anerkannt, dass sich der Einzelne auf nicht von Be‐
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dingungen abhängige und hinreichend genaue Bestimmungen einer Richtlinie gegenüber einem Mit‐
gliedstaat sowie ua allen Trägern seiner Verwaltung einschließlich der dezentralisierten Behörden be‐
rufen kann (vgl. idS EuGH, Urt. v. 7.8.2018 – C-122/17, ECLI:EU:C:2018:631 = BeckRS 2018, 17516
Rn. 45 – Smith mwN).

Der Gerichtshof hat bereits entschieden, dass Art. 7 I der RL 2003/88 diese Kriterien der Unbedingt‐
heit und hinreichenden Genauigkeit erfüllt, da er den Mitgliedstaaten unmissverständlich eine Ver‐
pflichtung zur Erreichung eines bestimmten Ergebnisses auferlegt, die im Hinblick auf die Anwendung
der darin aufgestellten Regel an keine Bedingung geknüpft ist und die dahin geht, jedem Arbeitnehmer
einen bezahlten Mindestjahresurlaub von vier Wochen zu gewähren. Diese Bestimmung erfüllt somit
die Voraussetzungen, um unmittelbare Wirkung zu entfalten (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2012:33 =
NJW 2012, 509 Rn. 34-36 – Dominguez).

Wie in Rn. 44 des vorliegenden Urteils ausgeführt, stellt Art. 7 II der RL 2003/88 für die Entstehung
des Anspruchs auf eine finanzielle Vergütung keine andere Voraussetzung auf als diejenige, dass zum
einen das Arbeitsverhältnis beendet ist und zum anderen der Arbeitnehmer nicht den gesamten Jah‐
resurlaub genommen hat, auf den er bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses Anspruch hatte.
Dieser Anspruch ergibt sich unmittelbar aus der Richtlinie und kann nicht von anderen Voraussetzun‐
gen als den in ihr ausdrücklich vorgesehenen abhängen (vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2014:1755 = NJW
2014, 2415 Rn. 28 – Bollacke). Art. 7 II der RL 2003/88 erfüllt daher ebenfalls die Voraussetzungen,
um unmittelbare Wirkung zu entfalten.

Im vorliegenden Fall ist in der Rechtssache C-569/16 zum einen unstreitig, dass Herr Bauer zum Zeit‐
punkt seines Todes, der zur Beendigung seines Arbeitsverhältnisses mit der Stadt Wuppertal geführt
hat, nicht den gesamten bezahlten Jahresurlaub genommen hatte, auf den er zu diesem Zeitpunkt An‐
spruch hatte, und zum anderen, dass dieser Arbeitgeber eine dezentralisierte Behörde ist.

Da Art. 7 der RL 2003/88, wie aus den Rn. 72 u. 73 des vorliegenden Urteils hervorgeht, die Voraus‐
setzungen für eine unmittelbare Wirkung erfüllt, haben somit Herr Bauer oder in Anbetracht seines To‐
des sein Rechtsnachfolger nach der in den Rn. 70 u. 71 des vorliegenden Urteils angeführten Recht‐
sprechung Anspruch darauf, dass die Stadt Wuppertal eine finanzielle Vergütung für den bezahlten
Jahresurlaub zahlt, der dem Arbeitnehmer gemäß dieser Bestimmung zustand und den er nicht ge‐
nommen hatte, wobei die nationalen Gerichte insoweit verpflichtet sind, eine nationale Regelung unan‐
gewendet zu lassen, die wie die

EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben (NJW 2019, 499)

in den Ausgangsverfahren fragliche einer solchen Vergütung entgegenstehen würde.

Bezüglich des Ausgangsrechtsstreits in der Rechtssache C-570/16 zwischen Frau Broßonn in ihrer Ei‐
genschaft als Rechtsnachfolgerin ihres verstorbenen Ehemanns und dessen früherem Arbeitgeber,
Herrn Willmeroth, ist hingegen darauf hinzuweisen, dass eine Richtlinie nach ständiger Rechtspre‐
chung des Gerichtshofs nicht selbst Verpflichtungen für einen Einzelnen begründen kann, so dass ihm
gegenüber eine Berufung auf die Richtlinie als solche nicht möglich ist. Eine Ausdehnung der Möglich‐
keit, sich auf eine Bestimmung einer nicht oder unrichtig umgesetzten Richtlinie zu berufen, auf den
Bereich der Beziehungen zwischen Privaten liefe nämlich darauf hinaus, der Europäischen Union die
Befugnis zuzuerkennen, mit unmittelbarer Wirkung zulasten der Einzelnen Verpflichtungen anzuord‐
nen, obwohl sie dies nur dort darf, wo ihr die Befugnis zum Erlass von Verordnungen zugewiesen ist
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(EuGH, ECLI:EU:C:2018:631 = BeckRS 2018, 17516 Rn. 42 – Smith mwN).

Folglich kann selbst eine klare, genaue und nicht von Bedingungen abhängige Bestimmung einer
Richtlinie, mit der dem Einzelnen Rechte gewährt oder Verpflichtungen auferlegt werden sollen, als
solche im Rahmen eines Rechtsstreits, in dem sich ausschließlich Private gegenüberstehen, keine An‐
wendung finden (EuGH, ECLI:EU:C:2018:631 = BeckRS 2018, 17516 Rn. 43 – Smith mwN).

Wie der Gerichtshof bereits entschieden hat, kann Art. 7 der RL 2003/88 daher nicht in einem Rechts‐
streit zwischen Privaten geltend gemacht werden, um die volle Wirksamkeit des Anspruchs auf bezahl‐
ten Jahresurlaub zu gewährleisten und zu erreichen, dass jede entgegenstehende nationalrechtliche
Bestimmung unangewendet bleibt (EuGH, ECLI:EU:C:2015:200 = NZA 2015, 1444 Rn. 48 – Fenoll).

In Anbetracht dessen ist als Zweites die Tragweite von Art. 31 II der Charta zu prüfen, um zu klären,
ob diese Bestimmung, für die in den Rn. 52–63 des vorliegenden Urteils festgestellt wurde, dass sie
auf Sachverhalte wie denen der Ausgangsverfahren Anwendung findet und dahin auszulegen ist, dass
sie einer nationalen Regelung wie der in den Ausgangsverfahren fraglichen entgegensteht, in einem
Rechtsstreit zwischen Privatleuten wie dem der Rechtssache C-570/16 geltend gemacht werden kann,
um zu erreichen, dass das nationale Gericht diese nationale Regelung unangewendet lässt und den
Rechtsnachfolgern des verstorbenen Arbeitnehmers eine von dessen ehemaligem Arbeitgeber zu zah‐
lende finanzielle Vergütung für den nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub zuspricht, auf den der
Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seines Todes nach dem Unionsrecht Anspruch hatte.

In diesem Zusammenhang ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass das Recht auf bezahlten Jahres‐
urlaub einen wesentlichen Grundsatz des Sozialrechts der Union darstellt.

Dieser Grundsatz hat seinen Ursprung sowohl in Rechtsakten, die wie die in Art. 151 AEUV erwähnte
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer von den Mitgliedstaaten auf Unions‐
ebene geschaffen wurden, als auch in den völkerrechtlichen Verträgen, bei denen die Mitgliedstaaten
mitgewirkt haben oder denen sie beigetreten sind. Zu diesen gehört die ebenfalls in Art. 151 AEUV er‐
wähnte Europäische Sozialcharta, der alle Mitgliedstaaten angehören, da sie ihr entweder in ihrer ur‐
sprünglichen Fassung, ihrer revidierten Fassung oder ihren beiden Fassungen beigetreten sind. Zu er‐
wähnen ist auch das Übereinkommen Nr. 132 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 24.6.1970
über den bezahlten Jahresurlaub (Neufassung), das, wie der Gerichtshof in den Rn. 37 u. 38 des Ur‐
teils vom 20.1.2009 (ECLI:EU:C:2009:18 = Slg. 2009, I-240 = NJW 2009, 495 – Schultz-Hoff ua) fest‐
gestellt hat, Grundsätze der Internationalen Arbeitsorganisation enthält, denen nach dem sechsten Er‐
wägungsgrund der RL 2003/88 Rechnung zu tragen ist.

Im vierten Erwägungsgrund der RL 93/104 wird insbesondere darauf verwiesen, dass es in der Ge‐
meinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer unter Punkt 8 heißt, dass jeder Arbeit‐
nehmer der Union Anspruch unter anderem auf einen bezahlten Jahresurlaub hat, dessen Dauer ge‐
mäß den einzelstaatlichen Gepflogenheiten im Wege des Fortschritts anzunähern ist (vgl. idS EuGH,
ECLI:EU:C:2001:356 = Slg. 2001, I-4881 = BeckRS 2004, 74679 Rn. 39 – BECTU).

Das Recht auf bezahlten Jahresurlaub wurde also nicht mit Art. 7 der RL 93/104 und Art. 7 der RL
2003/88 selbst eingeführt. Es hat seinen Ursprung ua in verschiedenen völkerrechtlichen Verträgen
(vgl. entspr. EuGH, ECLI:EU:C:2018:257 = NJW 2018, 1869 Rn. 75 – Egenberger), und hat als we‐
sentlicher Grundsatz des Sozialrechts der Union zwingenden Charakter (vgl. idS EuGH,
ECLI:EU:C:2006:177 = Slg. 2006, I-2531 = AP Richtlinie 93/104/EG Nr. 2 = EuZW 2006, 244 = NZA
2006, 481 Rn. 48 u. 68 – Robinson-Steele ua). Dieser wesentliche Grundsatz umfasst, wie in Rn. 58
des vorliegenden Urteils ausgeführt, den Anspruch auf „bezahlten“ Jahresurlaub als solchen und den
mit diesem eng verbundenen Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für bei Beendigung des Arbeits‐
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verhältnisses nicht genommenen Jahresurlaub.

Mit der zwingenden Formulierung, dass „jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer“ das „Recht“
„auf bezahlten Jahresurlaub“ hat – und zwar ohne dass insoweit, wie zB in Art. 27 der Charta, zu dem
das Urteil vom 15.1.2014 (ECLI:EU:C:2014:2 = NZA 2014, 193 – Association de médiation sociale),
ergangen ist, auf „Fälle und Voraussetzungen, die nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten vorgesehen sind“, verwiesen würde-, spiegelt Art. 31 II der
Charta den wesentlichen Grundsatz des Sozialrechts der Union wider, von dem nur unter den in Art.
52 I der Charta vorgesehenen strengen Bedingungen und insbesondere nur unter Achtung des We‐
sensgehalts des Grundrechts auf bezahlten Jahresurlaub abgewichen werden kann.

Das Recht auf bezahlten Jahresurlaub, das in Art. 31 II der Charta für jede Arbeitnehmerin und jeden
Arbeitnehmer verankert ist, ist in Folge dessen, was sein Bestehen selbst anbelangt, zugleich zwin‐
gend und nicht von Bedingungen abhängig, da die Charta nicht durch unionsrechtliche oder national‐
rechtliche Bestimmungen konkretisiert werden muss. In diesen sind nur die genaue Dauer des Jahres‐
urlaubs und gegebenenfalls bestimmte Voraussetzungen für die Wahrnehmung des Rechts festzule‐
gen. Folglich verleiht Art. 31 II der Charta schon für sich allein den Arbeitnehmern ein Recht, das sie in
einem Rechtsstreit gegen ihren Arbeitgeber in einem vom Unionsrecht erfassten und daher in den An‐
wendungsbereich der Charta fallenden Sachverhalt als solches geltend machen können (vgl. entspr.
EuGH, ECLI:EU:C:2018:257 = NJW 2018, 1869 Rn. 76 – Egenberger).

Art. 31 II der Charta hat daher für die in den Anwendungsbereich der Charta fallenden Sachverhalte
insbesonde-

EuGH: Übergang des Urlaubsabgeltungsanspruchs auf Erben (NJW 2019, 499)

re zur Folge, dass zum einen das nationale Gericht eine nationale Regelung wie die in den Ausgangs‐
verfahren fragliche unangewendet lassen muss, die für den Arbeitnehmer dazu führt, dass ihm auf‐
grund seines Todes rückwirkend die zuvor erworbenen Ansprüche auf bezahlten Jahresurlaub und da‐
mit seinen Rechtsnachfolgern die finanzielle Vergütung genommen wird, die als vermögensrechtliche
Komponente dieser Ansprüche an deren Stelle tritt. Zum anderen können sich die Arbeitgeber nicht
auf eine solche nationale Regelung berufen, um sich der Zahlung dieser finanziellen Vergütung zu ent‐
ziehen, zu der sie die Achtung des in dieser Bestimmung gewährleisteten Grundrechts verpflichtet.

Bezüglich der Wirkung, die Art. 31 II der Charta gegenüber privaten Arbeitgebern entfaltet, ist festzu‐
stellen, dass die Charta nach ihrem Art. 51 I zwar für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen
der Union unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der
Durchführung des Unionsrechts gilt. Hingegen trifft Art. 51 I der Charta keine Regelung darüber, ob
Privatpersonen gegebenenfalls unmittelbar zur Einhaltung einzelner Bestimmungen der Charta ver‐
pflichtet sein können, und kann demnach nicht dahin ausgelegt werden, dass dies kategorisch ausge‐
schlossen wäre.

Wie der Generalanwalt beim EuGH in Nr. 78 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, kann der Umstand,
dass manche Bestimmungen des Primärrechts in erster Linie an die Mitgliedstaaten gerichtet sind, es
nicht ausschließen, dass diese auch für Rechtsbeziehungen zwischen Privatpersonen gelten können
(vgl. idS EuGH, ECLI:EU:C:2018:257 = NJW 2018, 1869 Rn. 77 – Egenberger).

Der Gerichtshof hat insbesondere bereits anerkannt, dass das in Art. 21 I der Charta niedergelegte
Verbot schon für sich allein dem Einzelnen ein Recht verleiht, das er in einem Rechtsstreit gegen eine
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andere Privatperson als solches geltend machen kann (EuGH, ECLI:EU:C:2018:257 = NJW 2018,
1869 Rn. 76 – Egenberger), ohne dass deshalb Art. 51 I der Charta dem entgegenstünde.

Speziell in Bezug auf Art. 31 II der Charta ist hervorzuheben, dass das Recht jeder Arbeitnehmerin
und jedes Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub schon seinem Wesen nach mit einer entspre‐
chenden Pflicht des Arbeitgebers einhergeht, nämlich der Pflicht zur Gewährung bezahlten
Jahresurlaubs.

Sollte das vorlegende Gericht die in den Ausgangsverfahren fragliche nationale Regelung nicht im Ein‐
klang mit Art. 31 II der Charta auslegen können, wird es ihm in einer Situation wie der in der Rechtssa‐
che C-570/16 obliegen, im Rahmen seiner Befugnisse den aus dieser Bestimmung erwachsenden
Rechtsschutz zu gewährleisten und für die volle Wirksamkeit der Bestimmung zu sorgen, indem es er‐
forderlichenfalls die nationale Regelung unangewendet lässt (vgl. entspr. EuGH, ECLI:EU:C:2018:257
= NJW 2018, 1869 Rn. 79 – Egenberger).

Anmerkung der Redaktion

Die Entscheidung wird zusammen mit der vorab unter Nr. 1 abgedruckten Entscheidung EuGH,
ECLI:EU:C:2018:874 = NJW 2019, 495 – Max-Planck-Gesellschaft/Shimizu und EuGH,
ECLI:EU:C:2018:872 = NJW 2019, 36 – Kreuziger/Land Berlin besprochen von Rudkowski, NJW
2019, 476 (in diesem Heft). S. ebenfalls zu dieser Entscheidung das Editorial von Heuschmid, NZA
Heft 22/2018. – Vgl. zudem zu dieser Thematik Rudkowski, EuZA 2018, 366. Zur Vererbbarkeit des
Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub s. C. Schmidt, NZA 2014, 701.


